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Leidenschaft für die Landschaft
Raimund Rodewald, Geschäftsleiter der Stiftung Landschaftsschutz, ist immer auch auf der Suche nach Heimat

Sein Name ist zum Synonym
für Landschaftsschutz in der
Schweiz geworden – auch wenn
er im eigentlichen Sinne des
Wortes das Gegenteil verheisst.
Raimund Rodewalds erstes
(Um-)Welt-Interesse aber hat den
Tieren gegolten.

Paul Schneeberger

Raimund Rodewald mischt sich ein,
wenn grössere Veränderungen des
Landschaftsbildes in der Schweiz auf
die politische Traktandenliste rücken –
egal auf welcher staatlichen Ebene. Und
manchmal setzt er, zusammen mit Mit-
streitern, dort gleich selber einen
Schwerpunkt, wie jüngst mit der Land-
schaftsinitiative. Das Volksbegehren,
das ein 20-jährigesMoratorium für Bau-
zonen fordert, beeinflusst die Diskus-
sion um die Zukunft der Raumplanung
in der Schweiz bereits stark mit. Ein-
mischen ist für den 1950 in Schaffhausen
geborenen Rodewald Aufgabe und Lei-
denschaft.

Am Anfang war Grzimek
Aufgabe insofern, als er Geschäftsleiter
der Stiftung Landschaftsschutz Schweiz
(SL) ist. Vor 40 Jahren von den Organi-
sationen Pro Natura, Heimatschutz,
Vereinigung für Landesplanung, Alpen-
club und Tourismusverband ins Leben
gerufen, besteht ihr Zweck in der Erhal-
tung, Pflege und Aufwertung der schüt-
zenswerten Landschaft in der Schweiz,
und ihr Stiftungsrat ist gesellschaftlich
und parteipolitisch von links über die
FDP bis in die BDP hinein breit abge-
stützt. Leidenschaft ist sein Engage-
ment «für eine zeitgemässe und nach-
haltige Weiterentwicklung der Land-
schaft», wie es Rodewald ausdrückt, in-
dem er sich mit dem, was er heute tut,
«einen Kindheitstraum erfüllen» konn-
te, der ihn glücklich macht.

Dieser bestand nicht in der Funktion
eines Landschaftsschützers, sondern in
der Auseinandersetzung mit Welt und
Umwelt. Ausgehend vom Werk des
Frankfurter Zoodirektors Bernhard
Grzimek, widmete sich Rodewald als
Kind der Tierwelt. Bald galt sein Inter-
esse auch den Pflanzen. Mit ihnen be-

fasste er sich intensiv, bis er 1990 in
Zürich zum Thema Zellwandstoffwech-
sel bei Pilzen doktorierte. Während sei-
ner Studienjahre engagierte sich Rode-
wald in der Jugendarbeit des WWF und
lokalpolitisch in Schaffhausen. Er tat
dabei in jenen Kreisen mit, aus denen
das Schaffhauser Spezifikum der öko-
liberalen Partei herauswuchs.

Zur professionellen Auseinanderset-
zung mit der Landschaft fand er durch
einen Zufall. Eine Oberassistentin der
Universität Zürich hatte ihn auf eine
offene Stelle bei der SL aufmerksam ge-
macht. Rodewald bewarb sich mit Er-
folg und liess sich von der Weitung des
Blicks vomDetail auf das Ganze begeis-

tern. 1992 trat er dort als Geschäfts-
führer in die Fussstapfen von Land-
schaftsschutz-Pionier Hans Weiss.

Die Suche nach Heimat
Der Biologe Rodewald, der 2008 für
seine Tätigkeit als «integrer, fachkundi-
ger und wo nötig auch hartnäckiger An-
walt der Landschaft» von der juristi-
schen Fakultät der Universität Basel mit
einem Ehrendoktor ausgezeichnet wur-
de, widmet sich seiner Materie nicht nur
im institutionellen Rahmen. Ob in Itti-
gen, seinem ersten Wohnort in der
Region Bern, oder auf der italienischen
Insel Lipari, wohin er ferienhalber im-

mer wieder gerne zurückkehrt, macht er
Vorschläge, setzt er sich für ein sensibles
Miteinander vonMensch undNatur ein.

Was aber treibt den unermüdlichen,
aber auch reflektierten Kämpfer Rode-
wald an, der auch forschend und lehrend
tätig ist – «nicht zuletzt, um mir selber
einen Spiegel vorzuhalten», wie er sel-
ber sagt? Möglicherweise gründe sein
Einsatz in einer steten, unterbewussten
Suche nachHeimat, mutmasst er, dessen
Eltern aus den deutschen Ostgebieten
via Berlin nach dem Zweiten Weltkrieg
in die Schweiz gekommen waren. Dort,
wo sein Engagement etwas bewirke,
dort schaffe er, der heute in Biel wohnt,
sich immer auch ein Stück Heimat.

Mitten in einem Stück Natur in der Kulturlandschaft: Raimund Rodewald am Ufer des Greifensees. CHRISTIAN BEUTLER / NZZ

Die Schweiz verdient eine aktive Klimapolitik
Ehrgeizige Klimaziele dienen auch der Wirtschaft – ein Diskussionsbeitrag. Von Hans-Peter Fricker und Patrick Hofstetter

Statt die Hände in den Schoss zu
legen, um auf ein international
bindendes Klimaabkommen zu
warten, liegt es im vitalen Inter-
esse der Schweiz, eine proaktive
Klimapolitik zu betreiben. Dies
würde die Schweiz als ein inno-
vatives Land positionieren.

Nach dem Misserfolg der Kopenhage-
ner Klimakonferenz kann die Klima-
politik nicht auf – zurzeit noch vorhan-
denes – Eis gelegt werden, denn die
Klimaerwärmung schreitet weiter vor-
an. In den kommenden Tagen treffen
sich Vertreter ausgewählter Länder,
darunter die Schweiz, um die nächste
Klimakonferenz von Ende 2010 in Me-
xiko vorzubereiten. In der nationalen
Politik hat der Nationalrat amMittwoch
Gelegenheit, einen wichtigen Schritt zu
machen und der Volksinitiative für ein
gesundes Klima zuzustimmen.

Dringender denn je
«Kopenhagen» hat gezeigt: Es ist eine
Illusion, zu glauben, dass 193 Länder
sich auf eine Klimapolitik einigen kön-
nen, die weiter geht als das, was die ein-
zelnen Staaten von sich aus unterneh-
men. Dennoch ist allen Beteiligten klar:
An einem internationalen Klimaab-

kommen führt kein Weg vorbei. Aber
hat sich nicht der ganze Klimawandel
als Irrtum herausgestellt? Kurz vor «Ko-
penhagen» wurden gestohlene E-Mails
von Klimawissenschaftern publiziert,
die zeigten, dass diese mit Kollegen, die
eine abweichende Meinung vertraten,
mitunter unzimperlich umgingen. In
den Wochen danach wurde eine Serie
von Fehlern im Bericht des Weltklima-
rats (IPCC) aufgedeckt. Einer dieser
Fehler findet sich auch in einem WWF-
Bericht, was wir bedauern und inzwi-
schen korrigiert haben.

Dies zeigt, dass es auch Menschen
braucht, die der Klimaerwärmung skep-
tisch gegenüberstehen. Zu guter Wis-
senschaft gehört, dass Studien kritisiert,
Resultate überprüft und Gegenthesen
aufgestellt werden. Klimaskeptiker dür-
fen aber nicht mit «Klimaleugnern» ver-
wechselt werden, die schon seit Jahren
Argumente verbreiten, welche wissen-
schaftlich längst widerlegt sind. Ein sol-
ches Verhalten ist verantwortungslos
und, gerade wenn es um die Wahr-
nehmung von kommerziellen Eigen-
interessen zum Beispiel der Ölwirt-
schaft geht, auch äusserst verwerflich.

Die in den letzten Monaten aufge-
deckten Fehler im IPCC-Bericht betra-
fen ausnahmslos Stellen, in denen die
Auswirkungen des Klimawandels in
einzelnen Punkten überschätzt wurden.
Dabei geht ein breit abgestützter wis-

senschaftlicher Bericht vom Frühjahr
2009 vergessen, der eine Reihe von Bei-
spielen aufführt, in denen der IPCC-Be-
richt von 2007 die Auswirkungen des
Klimawandels unterschätzt hat. Klima-
schutz ist also dringender denn je.

Klimaschutz lohnt sich
Aus den Berechnungen der Klima-
wissenschaft geht hervor, dass die In-
dustrieländer ihre Treibhausgasemissio-
nen bis 2020 um mindestens 40 Prozent
im Vergleich zu 1990 reduzieren müs-
sen, um eine gefährliche Erwärmung
um mehr als zwei Grad abzuwenden.
Gleichzeitig müssen die Schwellen- und
die Entwicklungsländer den Zuwachs
ihrer Emissionen reduzieren.

Noch fehlt es an genügenden über-
zeugenden Beispielen von Volkswirt-
schaften, die sich konsequent auf die
neuen Erfordernisse ausrichten. Der
WWF setzt sich weltweit dafür ein, dass
auf lokaler, regionaler und nationaler
Ebene Modelle entstehen, die von an-
deren übernommen werden können.
Wir wollen aufzeigen, dass Wirtschafts-
kraft und Lebensqualität unter einem
ernsthaften Klimaschutz nicht leiden –
im Gegenteil. Die Schweiz mit ihrer
starken, technologieorientierten Ex-
portwirtschaft, ihrem hohen Ausbil-
dungsstand und ihrer grossen Innova-
tionskraft hat für eine solche Neuaus-

richtung ihrer Wirtschaft geradezu opti-
male Voraussetzungen.

Die Klimapolitik auf nationaler und
internationaler Ebene krankt daran,
dass Chancen und Risiken ungleich
wahrgenommen werden. Die Ölindus-
trie weiss, was sie zu verlieren hat. Viele
andere Branchen sind sich dagegen
noch kaum bewusst, welch grosse wirt-
schaftliche Chancen sich ihnen neu er-
öffnen. McKinsey schätzt in einer jüngst
veröffentlichten Studie, dass die
Schweizer Exportindustrie im Bereich
der klimaverträglichen Technologie ih-
ren Umsatz innert zehn Jahren verdrei-
fachen und damit weltweit 48 000 Ar-
beitsplätze schaffen könnte, davon ein
Drittel in der Schweiz. Echte Anstren-
gungen zur Umsetzung von Klima-
schutzmassnahmen im Inland würden
unter dem Strich die Wertschöpfung
ebenfalls steigern und nochmals min-
destens 11 000 Arbeitsplätze schaffen.

Politik für ein gesundes Klima
Einzelne Länder wie Deutschland,
Schweden oder Grossbritannien haben
begonnen, ihre ehrgeizige Klimapolitik
umzusetzen, ohne auf ein internationa-
les Abkommen zu warten. Auch wir
sollten die Gelegenheit nutzen, um
unser Land wieder so zu positionieren,
wie wir es gerne sehen: stark, innovativ
und umweltfreundlich.

Einen Anfang kann der Nationalrat
an diesem Mittwoch machen, indem er
der eidgenössischen Volksinitiative «für
ein gesundes Klima» zustimmt. Die
Klima-Initiative will die Treibhausgas-
emissionen bis 2020 um 30 Prozent
reduzieren. Damit stellt sie einen Kom-
promiss dar, der berücksichtigt, dass die
bisherige Klimapolitik die Emissionen
lediglich stabilisiert hat.

Einen indirekten Gegenvorschlag
zur Initiative in Form der Revision des
CO2-Gesetzes würden wir begrüssen,
könnte ein solcher doch wesentlich
rascher umgesetzt werden. Das Gesetz
muss aber ambitionierte Ziele und rasch
greifende Massnahmen vorsehen. Auch
in diesem Geschäft kann die Umwelt-
kommission des Nationalrats die Bera-
tungen noch diesen Monat so weit vor-
antreiben, dass das neue CO2-Gesetz
den Nationalrat in der Sommersession
passieren kann.

Nur klimapolitische Bremser warten
auf die globale Ideallösung. Sie behin-
dern damit dringend nötige, an die
Schweiz angepasste Vorwärtsstrategien.
Es ist zu hoffen, dass unsere Politikerin-
nen und Politiker in Bundesbern dieses
Spiel durchschauen. Die Zeit drängt,
die Chancen sind greifbar.
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Hans-Peter Fricker ist CEO und Patrick Hofstetter
ist Leiter Klimapolitik des WWF Schweiz.

Schönes Leben statt
Armut und Gewalt
Frauendemonstration in Bern

(sda) V Schätzungsweise 5000 bis 6000
Personen haben sich am Samstag an
einer Kundgebung in Bern für die
Rechte der Frauen starkgemacht. Sie
forderten ein Ende von Armut und von
Gewalt gegen Frauen und wandten sich
gegen Sozialabbau und eine Erhöhung
des Rentenalters. Die Demonstration
war von der Organisation «Weltmarsch
der Frauen» und der Frauenkommission
des Schweizerischen Gewerkschafts-
bundes organisiert worden. Zahlreiche
Frauenorganisationen, Gewerkschaf-
ten, Verbände und Parteien hatten zur
Teilnahme aufgerufen.

Auf demBundesplatz sprachen Frau-
en zu Themen wie häusliche Gewalt,
Gleichstellung, Frieden, Entmilitarisie-
rung oder Selbstbestimmung. «Her mit
dem schönen Leben» lautete das Motto
der Veranstaltung. Ein schönes Leben
bedeute unter anderem, sich zu Hause
und in der Öffentlichkeit sicher zu füh-
len und gleichen Lohn für gleiche
Arbeit zu erhalten, war auf Flugblättern
zu lesen. In Sprechchören war zu hören:
«Frauenlöhne rauf, Boni runter».

Die Kundgebungsteilnehmer forder-
ten auch eine Stärkung der sozialen
Sicherheit. «Wir akzeptieren keine Er-
höhung des Frauenrentenalters unter
dem Deckmantel der Gleichstellung»,
rief Ursula Mattmann von der Gewerk-
schaft Unia. Weitere Forderungen wa-
ren mehr Krippenplätze zu erschwing-
lichen Tarifen, Chancengleichheit auf
dem Arbeitsmarkt, Schutz vor Waffen-
gewalt und ein fairer Welthandel.

Italien sucht Ausweg
aus Libyen-Krise

Aussenminister Frattini in Tripolis

(sda/ansa/afp) V Der italienische Aus-
senminister Frattini reist am Montag
nach Tripolis. Ziel sei es, einen Ausweg
aus der Krise zwischen der Schweiz und
Libyen um die Blockierung von Schen-
gen-Visa zu finden, von der auch die EU
betroffen ist, meldete die italienische
Nachrichtenagentur Ansa. Frattini wer-
de seinen libyschenAmtskollegenMou-
sa Kousa treffen. Der noch in Libyen
festgehaltene Schweizer Max Göldi soll
derweil in schlechter psychischer Ver-
fassung sein. Dies sagte sein Verteidi-
ger, Saleh Zahaf, am Sonntag der Nach-
richtenagentur AFP.
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Wortes das Gegenteil verheisst.
Raimund Rodewalds erstes
(Um-)Welt-Interesse aber hat den
Tieren gegolten.

Paul Schneeberger

Raimund Rodewald mischt sich ein,
wenn grössere Veränderungen des
Landschaftsbildes in der Schweiz auf
die politische Traktandenliste rücken –
egal auf welcher staatlichen Ebene. Und
manchmal setzt er, zusammen mit Mit-
streitern, dort gleich selber einen
Schwerpunkt, wie jüngst mit der Land-
schaftsinitiative. Das Volksbegehren,
das ein 20-jährigesMoratorium für Bau-
zonen fordert, beeinflusst die Diskus-
sion um die Zukunft der Raumplanung
in der Schweiz bereits stark mit. Ein-
mischen ist für den 1950 in Schaffhausen
geborenen Rodewald Aufgabe und Lei-
denschaft.

Am Anfang war Grzimek
Aufgabe insofern, als er Geschäftsleiter
der Stiftung Landschaftsschutz Schweiz
(SL) ist. Vor 40 Jahren von den Organi-
sationen Pro Natura, Heimatschutz,
Vereinigung für Landesplanung, Alpen-
club und Tourismusverband ins Leben
gerufen, besteht ihr Zweck in der Erhal-
tung, Pflege und Aufwertung der schüt-
zenswerten Landschaft in der Schweiz,
und ihr Stiftungsrat ist gesellschaftlich
und parteipolitisch von links über die
FDP bis in die BDP hinein breit abge-
stützt. Leidenschaft ist sein Engage-
ment «für eine zeitgemässe und nach-
haltige Weiterentwicklung der Land-
schaft», wie es Rodewald ausdrückt, in-
dem er sich mit dem, was er heute tut,
«einen Kindheitstraum erfüllen» konn-
te, der ihn glücklich macht.

Dieser bestand nicht in der Funktion
eines Landschaftsschützers, sondern in
der Auseinandersetzung mit Welt und
Umwelt. Ausgehend vom Werk des
Frankfurter Zoodirektors Bernhard
Grzimek, widmete sich Rodewald als
Kind der Tierwelt. Bald galt sein Inter-
esse auch den Pflanzen. Mit ihnen be-

fasste er sich intensiv, bis er 1990 in
Zürich zum Thema Zellwandstoffwech-
sel bei Pilzen doktorierte. Während sei-
ner Studienjahre engagierte sich Rode-
wald in der Jugendarbeit des WWF und
lokalpolitisch in Schaffhausen. Er tat
dabei in jenen Kreisen mit, aus denen
das Schaffhauser Spezifikum der öko-
liberalen Partei herauswuchs.

Zur professionellen Auseinanderset-
zung mit der Landschaft fand er durch
einen Zufall. Eine Oberassistentin der
Universität Zürich hatte ihn auf eine
offene Stelle bei der SL aufmerksam ge-
macht. Rodewald bewarb sich mit Er-
folg und liess sich von der Weitung des
Blicks vomDetail auf das Ganze begeis-

tern. 1992 trat er dort als Geschäfts-
führer in die Fussstapfen von Land-
schaftsschutz-Pionier Hans Weiss.

Die Suche nach Heimat
Der Biologe Rodewald, der 2008 für
seine Tätigkeit als «integrer, fachkundi-
ger und wo nötig auch hartnäckiger An-
walt der Landschaft» von der juristi-
schen Fakultät der Universität Basel mit
einem Ehrendoktor ausgezeichnet wur-
de, widmet sich seiner Materie nicht nur
im institutionellen Rahmen. Ob in Itti-
gen, seinem ersten Wohnort in der
Region Bern, oder auf der italienischen
Insel Lipari, wohin er ferienhalber im-

mer wieder gerne zurückkehrt, macht er
Vorschläge, setzt er sich für ein sensibles
Miteinander vonMensch undNatur ein.

Was aber treibt den unermüdlichen,
aber auch reflektierten Kämpfer Rode-
wald an, der auch forschend und lehrend
tätig ist – «nicht zuletzt, um mir selber
einen Spiegel vorzuhalten», wie er sel-
ber sagt? Möglicherweise gründe sein
Einsatz in einer steten, unterbewussten
Suche nachHeimat, mutmasst er, dessen
Eltern aus den deutschen Ostgebieten
via Berlin nach dem Zweiten Weltkrieg
in die Schweiz gekommen waren. Dort,
wo sein Engagement etwas bewirke,
dort schaffe er, der heute in Biel wohnt,
sich immer auch ein Stück Heimat.

Mitten in einem Stück Natur in der Kulturlandschaft: Raimund Rodewald am Ufer des Greifensees. CHRISTIAN BEUTLER / NZZ

Die Schweiz verdient eine aktive Klimapolitik
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Statt die Hände in den Schoss zu
legen, um auf ein international
bindendes Klimaabkommen zu
warten, liegt es im vitalen Inter-
esse der Schweiz, eine proaktive
Klimapolitik zu betreiben. Dies
würde die Schweiz als ein inno-
vatives Land positionieren.

Nach dem Misserfolg der Kopenhage-
ner Klimakonferenz kann die Klima-
politik nicht auf – zurzeit noch vorhan-
denes – Eis gelegt werden, denn die
Klimaerwärmung schreitet weiter vor-
an. In den kommenden Tagen treffen
sich Vertreter ausgewählter Länder,
darunter die Schweiz, um die nächste
Klimakonferenz von Ende 2010 in Me-
xiko vorzubereiten. In der nationalen
Politik hat der Nationalrat amMittwoch
Gelegenheit, einen wichtigen Schritt zu
machen und der Volksinitiative für ein
gesundes Klima zuzustimmen.

Dringender denn je
«Kopenhagen» hat gezeigt: Es ist eine
Illusion, zu glauben, dass 193 Länder
sich auf eine Klimapolitik einigen kön-
nen, die weiter geht als das, was die ein-
zelnen Staaten von sich aus unterneh-
men. Dennoch ist allen Beteiligten klar:
An einem internationalen Klimaab-

kommen führt kein Weg vorbei. Aber
hat sich nicht der ganze Klimawandel
als Irrtum herausgestellt? Kurz vor «Ko-
penhagen» wurden gestohlene E-Mails
von Klimawissenschaftern publiziert,
die zeigten, dass diese mit Kollegen, die
eine abweichende Meinung vertraten,
mitunter unzimperlich umgingen. In
den Wochen danach wurde eine Serie
von Fehlern im Bericht des Weltklima-
rats (IPCC) aufgedeckt. Einer dieser
Fehler findet sich auch in einem WWF-
Bericht, was wir bedauern und inzwi-
schen korrigiert haben.

Dies zeigt, dass es auch Menschen
braucht, die der Klimaerwärmung skep-
tisch gegenüberstehen. Zu guter Wis-
senschaft gehört, dass Studien kritisiert,
Resultate überprüft und Gegenthesen
aufgestellt werden. Klimaskeptiker dür-
fen aber nicht mit «Klimaleugnern» ver-
wechselt werden, die schon seit Jahren
Argumente verbreiten, welche wissen-
schaftlich längst widerlegt sind. Ein sol-
ches Verhalten ist verantwortungslos
und, gerade wenn es um die Wahr-
nehmung von kommerziellen Eigen-
interessen zum Beispiel der Ölwirt-
schaft geht, auch äusserst verwerflich.

Die in den letzten Monaten aufge-
deckten Fehler im IPCC-Bericht betra-
fen ausnahmslos Stellen, in denen die
Auswirkungen des Klimawandels in
einzelnen Punkten überschätzt wurden.
Dabei geht ein breit abgestützter wis-

senschaftlicher Bericht vom Frühjahr
2009 vergessen, der eine Reihe von Bei-
spielen aufführt, in denen der IPCC-Be-
richt von 2007 die Auswirkungen des
Klimawandels unterschätzt hat. Klima-
schutz ist also dringender denn je.

Klimaschutz lohnt sich
Aus den Berechnungen der Klima-
wissenschaft geht hervor, dass die In-
dustrieländer ihre Treibhausgasemissio-
nen bis 2020 um mindestens 40 Prozent
im Vergleich zu 1990 reduzieren müs-
sen, um eine gefährliche Erwärmung
um mehr als zwei Grad abzuwenden.
Gleichzeitig müssen die Schwellen- und
die Entwicklungsländer den Zuwachs
ihrer Emissionen reduzieren.

Noch fehlt es an genügenden über-
zeugenden Beispielen von Volkswirt-
schaften, die sich konsequent auf die
neuen Erfordernisse ausrichten. Der
WWF setzt sich weltweit dafür ein, dass
auf lokaler, regionaler und nationaler
Ebene Modelle entstehen, die von an-
deren übernommen werden können.
Wir wollen aufzeigen, dass Wirtschafts-
kraft und Lebensqualität unter einem
ernsthaften Klimaschutz nicht leiden –
im Gegenteil. Die Schweiz mit ihrer
starken, technologieorientierten Ex-
portwirtschaft, ihrem hohen Ausbil-
dungsstand und ihrer grossen Innova-
tionskraft hat für eine solche Neuaus-

richtung ihrer Wirtschaft geradezu opti-
male Voraussetzungen.

Die Klimapolitik auf nationaler und
internationaler Ebene krankt daran,
dass Chancen und Risiken ungleich
wahrgenommen werden. Die Ölindus-
trie weiss, was sie zu verlieren hat. Viele
andere Branchen sind sich dagegen
noch kaum bewusst, welch grosse wirt-
schaftliche Chancen sich ihnen neu er-
öffnen. McKinsey schätzt in einer jüngst
veröffentlichten Studie, dass die
Schweizer Exportindustrie im Bereich
der klimaverträglichen Technologie ih-
ren Umsatz innert zehn Jahren verdrei-
fachen und damit weltweit 48 000 Ar-
beitsplätze schaffen könnte, davon ein
Drittel in der Schweiz. Echte Anstren-
gungen zur Umsetzung von Klima-
schutzmassnahmen im Inland würden
unter dem Strich die Wertschöpfung
ebenfalls steigern und nochmals min-
destens 11 000 Arbeitsplätze schaffen.

Politik für ein gesundes Klima
Einzelne Länder wie Deutschland,
Schweden oder Grossbritannien haben
begonnen, ihre ehrgeizige Klimapolitik
umzusetzen, ohne auf ein internationa-
les Abkommen zu warten. Auch wir
sollten die Gelegenheit nutzen, um
unser Land wieder so zu positionieren,
wie wir es gerne sehen: stark, innovativ
und umweltfreundlich.

Einen Anfang kann der Nationalrat
an diesem Mittwoch machen, indem er
der eidgenössischen Volksinitiative «für
ein gesundes Klima» zustimmt. Die
Klima-Initiative will die Treibhausgas-
emissionen bis 2020 um 30 Prozent
reduzieren. Damit stellt sie einen Kom-
promiss dar, der berücksichtigt, dass die
bisherige Klimapolitik die Emissionen
lediglich stabilisiert hat.

Einen indirekten Gegenvorschlag
zur Initiative in Form der Revision des
CO2-Gesetzes würden wir begrüssen,
könnte ein solcher doch wesentlich
rascher umgesetzt werden. Das Gesetz
muss aber ambitionierte Ziele und rasch
greifende Massnahmen vorsehen. Auch
in diesem Geschäft kann die Umwelt-
kommission des Nationalrats die Bera-
tungen noch diesen Monat so weit vor-
antreiben, dass das neue CO2-Gesetz
den Nationalrat in der Sommersession
passieren kann.

Nur klimapolitische Bremser warten
auf die globale Ideallösung. Sie behin-
dern damit dringend nötige, an die
Schweiz angepasste Vorwärtsstrategien.
Es ist zu hoffen, dass unsere Politikerin-
nen und Politiker in Bundesbern dieses
Spiel durchschauen. Die Zeit drängt,
die Chancen sind greifbar.

.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .

Hans-Peter Fricker ist CEO und Patrick Hofstetter
ist Leiter Klimapolitik des WWF Schweiz.

Schönes Leben statt
Armut und Gewalt
Frauendemonstration in Bern

(sda) V Schätzungsweise 5000 bis 6000
Personen haben sich am Samstag an
einer Kundgebung in Bern für die
Rechte der Frauen starkgemacht. Sie
forderten ein Ende von Armut und von
Gewalt gegen Frauen und wandten sich
gegen Sozialabbau und eine Erhöhung
des Rentenalters. Die Demonstration
war von der Organisation «Weltmarsch
der Frauen» und der Frauenkommission
des Schweizerischen Gewerkschafts-
bundes organisiert worden. Zahlreiche
Frauenorganisationen, Gewerkschaf-
ten, Verbände und Parteien hatten zur
Teilnahme aufgerufen.

Auf demBundesplatz sprachen Frau-
en zu Themen wie häusliche Gewalt,
Gleichstellung, Frieden, Entmilitarisie-
rung oder Selbstbestimmung. «Her mit
dem schönen Leben» lautete das Motto
der Veranstaltung. Ein schönes Leben
bedeute unter anderem, sich zu Hause
und in der Öffentlichkeit sicher zu füh-
len und gleichen Lohn für gleiche
Arbeit zu erhalten, war auf Flugblättern
zu lesen. In Sprechchören war zu hören:
«Frauenlöhne rauf, Boni runter».

Die Kundgebungsteilnehmer forder-
ten auch eine Stärkung der sozialen
Sicherheit. «Wir akzeptieren keine Er-
höhung des Frauenrentenalters unter
dem Deckmantel der Gleichstellung»,
rief Ursula Mattmann von der Gewerk-
schaft Unia. Weitere Forderungen wa-
ren mehr Krippenplätze zu erschwing-
lichen Tarifen, Chancengleichheit auf
dem Arbeitsmarkt, Schutz vor Waffen-
gewalt und ein fairer Welthandel.

Italien sucht Ausweg
aus Libyen-Krise

Aussenminister Frattini in Tripolis

(sda/ansa/afp) V Der italienische Aus-
senminister Frattini reist am Montag
nach Tripolis. Ziel sei es, einen Ausweg
aus der Krise zwischen der Schweiz und
Libyen um die Blockierung von Schen-
gen-Visa zu finden, von der auch die EU
betroffen ist, meldete die italienische
Nachrichtenagentur Ansa. Frattini wer-
de seinen libyschenAmtskollegenMou-
sa Kousa treffen. Der noch in Libyen
festgehaltene Schweizer Max Göldi soll
derweil in schlechter psychischer Ver-
fassung sein. Dies sagte sein Verteidi-
ger, Saleh Zahaf, am Sonntag der Nach-
richtenagentur AFP.
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